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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Grundsteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderungen des Grundsteuergesetzes 

Das Grundsteuergesetz vom 1. Dezember 1936 
(Rcichsgesctzbl. I S. 986) in der Fassung des Ge- 
setzes vom 9. Dezember 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 
1330) und der Verordnung vom 20. April 1943 
(Rcichsgesötzbl. I S. 267) wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 werden 

a) die Ziffer 2 gestrichen; 

b) in Ziffer 3 

1. im Buchstaben b hinter dem Wort „un- 
mittelbar“ die Worte „kirchlichen, ge- 
meinnützigen oder“ eingefügt; 

2 . im letzten Halbsatz hinter dem Wort 
„Eigentümer“ das Wort „unmittelbar“ 
und hinter dem Wort „für“ die Worte 
„kirchliche, gemeinnützige oder“ einge- 
fügt; 

c) in Ziffer 4 „ die Worte „der Reichsminister 
der Finanzen und der Reichsminister des 
Innern bestimmen“ durch die Worte „durch 
Rcchtsverordnung der Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates bestimmt 
werden“ ersetzt; 

d) in Ziffer 5 

1. der Buchstabe b wie folgt gefaßt: 

„b) Grundbesitz, der von einer öffent- 
lich-rechtlichen Rcligionsgesellschaft, 
von einem ihrer Orden, von einer 
ihrer religiösen Genossenschaften, 
von einer jüdischen Kultusgcmeinde 
oder von einem ihrer Verbände für 
Zwecke der religiösen Unterweisung 
oder für ihre Verwaltungszwecke 
benutzt wird und entweder im 
Eigentum der benutzenden Körper- 
schaft (Personenvereinigung) oder 
im Eigentum einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts steht;“ 
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2. der Buchstabe c gestrichen; 

e) in Ziffer 6 die Worte „Ziffern 1 bis 5 a rt 
durch die Worte „Ziffern 1 bis 5“ ersetzt; 

f) Ziffer 7 wie folgt gefaßt: 

„7. Grundbesitz, der für Zwecke der Wis- 
senschaft, der Erziehung und des Un- 
terrichts benutzt wird und nicht bereits 
nach den vorstehenden Vorschriften be- 
freit ist, wenn durch die Landesregie- 
rung anerkannt ist, daß der Benutzungs- 
zweck im Rahmen der öffentlichen 
Aufgaben liegt. Der Anerkennung be- 
darf es nicht bei Hochschulen und bei 
solchen Schulen oder Erziehungsanstal- 
ten, deren Träger der Bund, ein Land, 
eine Gemeinde, ein Gemeindeverband, 
eine öffentlich-rechtliche Religions- 
gesellschaft, einer ihrer Orden, eine 
ihrer religiösen Genossenschaften, eine 
jüdische Kultusgemeinde oder einer 
ihrer Verbände ist. Wird der Grund- 
besitz nicht von dem Eigentümer für 
die bezeichneten Zwecke benutzt, so 
tritt Befreiung nur ein, wenn der 
Eigentümer eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts ist;“ 

g) in Ziffer 8 

1. hinter dem Wort „Krankenanstalt“ die 
Worte „oder einer Bewahrungsanstalt“ 
eingefügt; 

2. das Wort „Kranke“ durch das Wort 
„Personen“ ersetzt; 

3. die Worte „der Reichsminister der Fi- 
nanzen, der Reichsminister des Innern 
und der Reichsarbeitsminister bestim- 
men“ durch die Worte „durch Rechts- 
verordnung der Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates bestimmt 
werden“ ersetzt. 

2. In § 5 werden 

a) Ziffer 1 wie folgt gefaßt: 

„1. die Gemeinschaftsunterkünfte der Poli- 
zei, des Feuerschutzdienstes und des 
sonstigen Schutzdienstes des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden und Ge- 
meindeverbände;“ 

b) in Ziffer 2 Buchstabe a die Worte „des NS- 
Deutschen Studentenbundes, der Hitler- 
jugend und“ gestrichen; 

c) in Ziffer 2 Buchstabe b das Wort „Schu- 
lungslagern“ durch das Wort „Ausbildungs- 
heimen“ ersetzt; 

d) in Ziffer 3 Buchstabe a gestrichen; 
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e) in Ziffer 3 Buchstabe b die Bezeichnung „b“ 

“ gestrichen. 

3. In § 20 werden 

a) die Worte „Der Reichsminister der Finan- 
zen und der Reichsminister des Innern kön- 
nen bestimmen“ durch die Worte „Durch 
Rechtsverordnung der Bundesregierung 
kann mit Zustimmung des Bundesrates be- 
stimmt werden“ ersetzt; 

b) das Wort „Reichs“ durch das Wort „Bun- 
desgebietes“ ersetzt. 

4. In § 21 Absatz 2 letzter Satz werden die Worte 
„der Reichsminister des Innern und der 
Reichsminister der Finanzen können“ durch 
die Worte „die Landesregierung kann durch 
Rechtsverordnung“ ersetzt. 

5. § 22 erhält folgende Fassung: 

»S 22 

Fälligkeit 

(1) Die Grundsteuer wird fällig: 

1. für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
(§ 3 Ziffer 1) am 15. Mai, 15. August, 15. 
November und 15. Februar zu je einem 
Viertel ihres Jahresbetrages, 

2. für Grundstücke (§ 3 Ziffer 2) am 15. eines 
jeden Monats zu je einem Zwölftel ihres 
Jahresbetrages. 

(2) Die Gemeinden können mit Geneh- 
migung der Aufsichtsbehörde bestimmen, 
daß abweichend von den Vorschriften des 
Absatzes 1 die Steuer fällig wird: 

1. für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
(§ 3 Ziffer 1) %m 15. eines jeden Monats zu 
je einem Zwölftel ihres Jahresbetrages, 

2. für Grundstücke (§ 3 Ziffer 2) am 15. Mai, 
15. August, 15. November und 15. Februar 
zu je einem Viertel ihres Jahresbetrages. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 
2 wird die Steuer fällig: 

1. am 15. November mit ihrem Jahresbetrag, 
wenn dieser zehn Deutsche Mark nicht 
übersteigt, 

2. am 15. Mai und 15. Novemoer zu je einer 
Hälfte ihres Jahresbetrages, wenn dieser 
zwanzig Deutsche Mark nicht übersteigt.* 

6. § 26 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Landesregierung oder die von ihr 
dazu ermächtigten Stellen setzen den Ersatz- 
betrag fest. Die Bundesregierung erläßt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die zur Durchführung dieser Vor- 
schrift erforderlichen Bestimmungen. " 
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7. Hinter § 26 werden folgende Vorschriften als 
Abschnitt III a § 26 a eingefügt: 

„Abschnitt III a 
Erlaß der Grundsteuer 

§ 26 a 

Voraussetzungen für den Erlaß 
Die Grundsteuer ist auf Antrag zu erlassen: 

1. für land- und forstwirtschaftliche Betriebe, 
wenn und insoweit durch Schäden infolge 
von Naturereignissen oder Kriegseinwir- 
kungen der Ertrag im Erlaßzeitraum um 
mehr als 50 vom Hundert hinter dem 
Normalertrag zurückgeblieben ist, 

2. für Grundbesitz, dessen Erhaltung wegen 
seiner Bedeutung für Wissenschaft, Kunst 
oder Heimatschutz im öffentlichen Inter- 
esse liegt, wenn die jährlichen Kosten in der 
Regel die erzielten Einnahmen und die son- 
stigen Vorteile übersteigen, 

3. für Grundbesitz, in dessen Gebäuden Ge- 
genstände von wissenschaftlicher, künstle- 
rischer oder geschichtlicher Bedeutung, ins- 
besondere Sammlungen oder Bibliotheken, 
dem Zwecke der Forschung oder Volksbil- 
dung nutzbar gemacht sind, soweit der 
Rohertrag des Grundbesitzes dadurch ge- 
mindert wird." 

8. In § 29 Absatz 1 wird das Wort „Reich" durch 
das Wort „Land" ersetzt. 

9. Im Gesetz und den zu seiner Durchführung 
ergangenen Rechtsvorschriften und allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften wird, soweit im Ein- 
zelfall nichts Gegenteiliges bestimmt ist, das 
Wort „Reich“ durch das Wort ..Bund" ersetzt. 
Entsprechendes gilt für die Reichsbehörden 
und sonstigen Einrichtungen des Reichs, an 
deren Stelle die vergleichbaren Bundesbehörden 
und Einrichtungen des Bundes eingesetzt wer- 
den. 

Artikel II 

Durchführung des Grundsteuergesetzes 
Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates 

1. zur Durchführung des Grundsteuergesetzes, der 
§§ 7 bis 10 des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
vom 24. April 1950 rBGBl. S. 83) und dieses 
Gesetzes Rechtsverordnungen zu erlassen, so- 
weit dies zur Wahrung der Gleichmäßigkeit bei 
der Besteuerung und zur Beseitigung von Un- 
billigkeiten in Härtefällen erforderlich ist, und 
zwar 

a) über die Abgrenzung der Steuerpflicht, 
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b) über die Feststellung des steuerpflichtigen 
Grundbesitzes, 

c) über die Anwendung der Befreiungsvor- 
schriften, 

d) über die Abstufung der Steuermeßzahlen, 

e) über 'die Veranlagung der Steuermeßbeträge, 

f) über die Zerlegung des Steuermeßbetrages, 
wenn sich Grundbesitz über mehrere Ge- 
meinden erstreckt, 

g) über den Steuerausgleich als Ersatz für die 
Zerlegung des Steuermeßbetrages, 

h) über die Gewährung von Steuervergünsti- 
gungen für abgefundene Kriegsbeschädigte, 

i) über den Erlaß der Grundsteuer in den 
Fällen des § 26 a, 

2. die in § 4 Ziffern 4 und 8, § 20 und § 26 Ab- 
satz 2 des Grundsteuergesetzes vorgesehenen 
Rechtsverordnungen zu erlassen. 

Artikel III 
Übergangsvorschriften 

(1) Die Fortschreibungen und Nachfeststellungen 
von Einheitswerteny die auf den 21. Juni 1948 

1. im früheren Vereinigten Wirtschaftsgebiet auf 
Grund des Gesetzes vom 10. März 1949 be- 
treffend Fortschreibungen und Nachfeststel- 
lungen von Einheitswerten des Grundbesitzes 
auf den 21. Juni 1948 (WiGBl. S. 25), 

2. im Land Baden auf Grund des Landesgesetzes 
vom 20. September 1949 (Badisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 391), 

3. im Land Rheinland-Pfalz auf Grund des Lan- 
desgesetzes vom 15. Juni 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt der Landesregierung Rhein- 
land-Pfalz I S. 227), 

4. im Land Württemberg-Hohenzollern auf 
Grund des Gesetzes vom 28. Juni 1949 (Re- 
gierungsblatt für das Land Württemberg- 
Hohenzollern S. 231), 

5. im bayerischen Kreis Lindau auf Grund der 
Rechtsanordnung vom 10. August 1949 (Amts- 
blatt des baverischen Kreises Lindau Jahrgang 
1949 Nummer 32) 

vorgenommen worden sind, sind der Berechnung 
der Grundsteuer zugrunde zu legen. Die Steuer- 
meßbeträge sind nach den auf den 21. Juni 1948 
festgestellten Einheitswerten neu zu veranlagen 
(Fortschreibungsveranlagung) oder nachträglich zu 
veranlagen (Nachveranlagung). 

(2) Die fortgeschriebenen oder nachveranlagten 
Steuermeßbeträge sind der Berechnung der Grund- 
steuer zugrunde zu legen 
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a) bei Fortschreibungen der Einheitswerte des 
kriegszerstörten oder kriegsbeschadigten Grund- 
besitzes vom Rechnungsjahr 1950 ab, 

b) bei Fortschreibungen der Einheitswerte des 
Grundbesitzes in anderen Fällen und bei Nach- 
feststellungen von Einheitswerten des Grund- 
besitzes vom Rechnungsjahr 1949 ab. 

(3) Bis zum Ablauf des Rechnungsjahres, das 
dem nächsten Hauptfeststellungszeitpunkt für die 
Einheitsbewertung des Grundbesitzes (5 21 des 
Reichsbewertungsgesetzes) folgt, ist die Grund- 
steuer auf Antrag für Grundstücke oder Grund- 
stücksteile mit zerstörten oder demontierten Ge- 
bäuden zu erlassen, wenn und soweit aus dem 
Grundstück im Erlaßzeitraum kein Nutzen ge- 
zogen worden ist. Satz 1 gilt nicht für Grund- 
stücke, die nach der Zerstörung oder Demontage 
durch Rechtsgeschäft unter Lebenden erworben 
worden sind und deren Bebauung nach Ablauf 
eines Jahres seit dem Erwerb nicht in Angriff ge- 
nommen worden ist. 

(4) Die Anordnungen, durch die in einzelnen 
Ländern die teilweise Befreiung des Neuhaus- 
besitzes mit Wirkung vom Rechnungsjahr 1946 ab 
aufgehoben worden ist, bleiben in diesen Ländern 
in Kraft, und zwar 

1. im Land Baden: die Anordnung vom 6. August 
1946 (Amtsblatt der Landesverwaltung Baden, 
Französisches Besatzungsgebiet S. 99), 

2. im Land Rheinland-Pfalz: 

a) der Präsidialerlaß des Oberpräsidenten von 
Rheinland-Hessen-Nassau vom 30. Juli 1946 
( Amtsblatt für das Oberpräsidium von 
Rheinland-Hessen-Nassau und für die Re- 
gierungen in Koblenz (und Montabaur) 
S. 216), 

b) die Rechtsanordnung des Oberregierungs- 
Präsidiums Hessen-Pfalz vom 29. August 
1946 (Amtliche Mitteilungen des Oberregie- 
rungspräsidiums Hessen-Pfalz S. 558), 

3. im Land Württemberg-Baden: die Verordnung 
Nr. 54 vom 14. Mai 1946 (Regierungsblatt des 
Landes Württemberg-Baden S. 172), 

4. im Land Württemberg-Hohenzollern: die 
Rechtsanordnung vom 21. Tuni 1946 (Amts- 
blatt des Sraatssekretariats für das französisch 
besetzte Gebiet Württembergs und Hohenzol- 
lerns S. 223). 

Artikel IV 
Schlußbestimmungen 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Grundsteuergesetzes 
und der Verordnung zur Durchführung des 
Grundsteuergesetzes für den ersten Hauptveranla- 
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gungszeitraum in der geltenden Fassung mit neuem 
Datum, unter neuer Überschrift und in neuer 
Paragraphenfolge bekannt zu machen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

(2) Es sind erstmalig anzuwenden: 

1. Artikel III Absatz 1 und Absatz 2 Buchstabe b 
für das Rechnungsjahr 1949, 

2. Artikel I Ziffern 1 und 7 und Artikel III Ab- 
satz 2 Buchstabe a und Absatz 3 für das Rech- 
nungsjahr 1950, 

3. Artikel I Ziffer 5 für das Rechnungsjahr 1951. 

(3) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Ok- 
tober 1950 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemein 

Der Gesetzentwurf zieht für das Grundsteuer- 
recht die Folgerungen aus der Veränderung der 
staatsrechtlichen Verhältnisse nach dem Zusam- 
menbruch. Er trägt der heutigen verfassungsrecht- 
lichen Stellung der Länder Rechnung, beseitigt Un- 
gerechtigkeiten und Härten des Grundsteuer- 
gesetzes, die aus der kirchen- und judenfeindlichen 
Haltung des früheren nationalsozialistischen Ge- 
setzgebers zu erklären sind und trägt schließlich 
durch Übernahme der wenigen gegenwärtig noch 
wichtigen Erlaßtatbestände aus den im übrigen 
außer Kraft zu setzenden Grundsteuerbilligkeits- 
richtlinien in das Gesetz wesentlich zur Verein- 
fachung der Grundsteuerverwaltung bei. Weiter 
ist vorgesehen, daß neben der Mildtätigkeit auch 
die Gemeinnützigkeit Befreiungsgrund sein soll. 
Im übrigen soll aber an den Grundgedanken des 
Gesetzes und seiner Befreiungsvorschriften fest- 
gehalten werden. Alle Bestrebungen auf Auswei- 
tung der Befreiungsvorschriften müssen mit Rück- 
sicht auf den Objektcharakter der Grundsteuer 
abgelehnt werden. 

Es ist deshalb nicht möglich, einem Wunsche zu 
entsprechen, der aus kirchlichen Kreisen laut ge- 
worden ist. Die Vertreter der katholischen und der 
evangelischen Kirche beantragen, die Befreiung von 
der Grundsteuer auf die Pfarrwohnungen und 
Pfarrländereien auszudehnen. Der Antrag wird 
damit begründet, daß die Pfarrwohnungen und 
Pfarrländereien früher in einzelnen Ländern von 
der Grundsteuer befreit gewesen seien, daß die Be- 
freiung in diesen Gebieten zu den Staatsleistungen 
gehört hätte, auf die die Kirche einen Anspruch 
habe, und daß die Beseitigung der Befreiung auf 
die kirchenfeindliche Einstellung des National- 
sozialismus zurückzuführen sei. Der Entwurf sieht 
keine Vorschrift im Sinne der Antragsteller vor. 
Es gehört zu den Grundregeln des Grundsteuer- 
gesetzes, daß Wohnungen und land- und forstwirt- 
schaftlich genutzter Grundbesitz immer steuer- 
pflichtig sind. Von diesem Grundsatz kann auch 
gegenüber den Kirchen nicht abgegangen werden. 
Genau wie der Bund und die Länder für die 
Dienstwohnungen ihrer Beamten an die Gemein- 
den Grundsteuer bezahlen, muß dies auch von den 
Kirchen geschehen. Wenn die Befolgung dieses 
Grundsatzes die Beseitigung früherer Befreiungen, 
die nur in einzelnen Fällen vor 1933 bestanden, 
.zur Folge gehabt hat, so ist das nur eine Auswir- 
kung der Vereinheitlichung des Grundsteuerrechts 
gewesen. 


B. Im einzelnen 

Zu Artikel I Ziffer 1 a 
§ 4 Ziffer 2 des Grundsteuergesetzes enthielt die 
Freistellung der ehemaligen NSDAP, einer Anzahl 
ihrer Nebenorganisationen und anderer inzwi- 
schen aufgelöster Verbände. Von diesen Verbän- 
den bestehen das Deutsche Rote Kreuz und der 
Jugendherbergsverband in veränderter Form wei- 
ter. Beide Organisationen fallen mit ihrem zu ge- 
meinnützigen oder mildtätigen Zwecken benutz- 
ten Grundbesitz unter die Befreiungsvorschrift 
des § 4 Ziffer 3 b in der neuen erweiterten Fas- 
sung. Es ist daher nicht notwendig, Ziffer 2 zu 
ihren Gunsten aufrecht zu erhalten. Nach Strei- 
chung der Ziffer 2 werden beide Organisationen 
den übrigen gemeinnützigen Verbänden gleich- 
gestellt. 

ZuArtikellZiffer 1 b 

Die Ausdehnung der bisher auf mildtätige Zwecke 
beschränkten Befreiungsvorschrift auf kirchliche 
Zwecke beseitigt eine auf der kirchenfeindlichen 
Haltung des nationalsozialistischen Gesetzgebers 
beruhende Benachteiligung der Kirchen und ihrer 
Einrichtungen. Darüber hinaus erscheint es ange- 
bracht, nach dem Vorbild anderer Steuergesetze 
die gleiche Vorzugsstellung den gemeinnützigen 
Zwecken einzuräumen. Es ist von Anfang an in 
weiten Kreisen als unbillig empfunden worden, 
daß die gemeinnützigen Zwecke bei der Grund- 
steuer bisher schlechter gestellt sind als die mild- 
tätigen Zwecke. 

ZuArtikellZiffer 1 c 

Die Bedingungen für die Anerkennung eines 
Sportvereins sind durch die früher zuständigen 
Reichsminister in §§ 7 und 8 der Durchführungs- 
verordnung festgelegt worden. Soweit Änderun- 
gen oder Ergänzungen erforderlich werden, er- 
scheint es angebracht, sie zur Wahrung der Ein- 
heitlichkeit einer Rechtsverordnung der Bundes- 
regierung vorzubehalten. 

ZuArtikellZifferl d 

Hier handelt es sich wieder um die Beseitigung 
einer Benachteiligung 'der Kirchen und ihrer Ein- 
richtungen. Unter den Begriff der religiösen Ge- 
nossenschaften fallen auch die Innere Mission der 
evangelischen Kirche und ihre Diakonieverbände, 
soweit sie religiöse Aufgaben erfüllen. Der carita- 
tiven Zwecken dienende Grundbesitz der Inneren 
Mission und der Diakonieverbände fällt unter 
Ziffer 3 b des § 4 des Grundsteuergesetzes. Die 
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Erwähnung der jüdischen Kultusgemeinden und 
ihrer Verbände ist zur Beseitigung des ihnen an- 
getanen Unrechts erforderlich, solange ihre for- 
melle Anerkennung als öffentlich-rechtliche Reli- 
gionsgesellschaft noch nicht in allen Ländern wie- 
der erfolgt ist. 

§ 4 Ziffer 5 b des Grundsteuergesetzes in der 
neuen Fassung enthält die bisher in den Ziffern 
5 b und 5 c geregelten Tatbestände. Ziffer 5 c 
kann daher gestrichen werden. 

Zu Artikel I Ziffer 1 e 
Auch hier wird eine Benachteiligung der Kirchen 
beseitigt und der Grundsatz der Verkoppelung 
der einzelnen Befreiungsvorschriften auf die Re- 
ligionsgesellschaften usw. ausgedehnt. 

ZuArtikellZiffer 1 f 
Grundbesitz, der für Zwecke der Wissenschaft, der 
Erziehung und des Unterrichts benutzt wird, ist 
nach Ziffer 7 des § 4, soweit er nicht bereits nach 
anderen Vorschriften befreit ist, von der Grund- 
steuer freigestellt, wenn durch die Regierung an- 
erkannt ist, daß der Benutzungszweck im Rah- 
men der staatlichen Aufgaben liegt. Diese Fassung 
ist ein Ausfluß des autoritären Staatsdenkens und 
entspricht nicht mehr der heutigen Vorstellung 
über das Verhältnis des Staates zur Wissenschaft, 
Erziehung und Unterricht. Das Wort „staatliche" 
soll deshalb durch das Wort „öffentliche" ersetzt 
werden. 

Bei der veränderten Einstellung des Staates zu den 
Kirchen und ihren Einrichtungen kann unterstellt 
werden, daß der Benutzungszweck des von öffent- 
lich-rechtlichen Religionsgesellschaften oder ihren 
Einrichtungen für Zwecke der Wissenschaft, der 
Erziehung und des Unterrichts benutzten Grund- 
besitzes im Rahmen der öffentlichen Aufgaben 
liegt. Dieser Grundbesitz soll deshalb hinsichtlich 
des Verzichts auf eine Anerkennung genau so be- 
handelt werden wie der Grundbesitz des Bundes, 
eines Landes, einer Gemeinde oder eines Gemeinde- 
verbandes. 

Zu Artikel I Ziffer lg 
Die Ausdehnung der Befreiungsvorschrift auf die 
sogenannten Bewahrungsanstalten, 'das sind Alters- 
heime, Fürsorgeanstalten, Erziehungsanstalten, Sie- 
chenheime und ähnliche Einrichtungen der Gebiets- 
körperschaften und der anerkannten freien Wohl- 
fahrtsverbände, ist aus sozialen Erwägungen ge- 
rechtfertigt. 

Die Bedingungen für die Aufnahme der Kranken 
sind durch die bisher zuständigen Reichsminister 
in § 16 der Durchführungsverordnung festgelegt 
worden. Es erscheint angebracht, Änderungen und 
Ergänzungen zur Wahrung der Einheitlichkeit 


einer Rechtsverordnung der Bundesregierung vor- 
zubehalten. 

Zu Artikel I Ziffer 2 
Die Neufassung berücksichtigt die seit dem Zu- 
sammenbruch eingetretenen Veränderungen. 

Zu Artikel I Ziffer 3 
Vorschriften über den Steuerausgleich sind in den 
§§ 37 bis 48 der Durchführungsverordnung ent- 
halten. Diese Vorschriften müssen auch weiterhin 
in Kraft bleiben. Soweit Änderungen oder Ergän- 
zungen erforderlich werden, erscheint es ange- 
bracht, sie zur Wahrung der Einheitlichkeit einer 
Rechtsverordnung der Bundesregierung vorzube- 
halten. 

Zu Artikel I Ziffer 4 
Die Zuständigkeitsübertragung auf die Landes- 
regierung ergibt sich aus der veränderten staats- 
rechtlichen Stellung der Länder. Entsprechendes 
kommt für § 6 des Einführungsgesetzes zu den 
Realsteuergesetzen vom 1. Dezember 1936 in Be- 
tracht. Die Änderung dieser Vorschrift soll einem 
Gesetz zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes 
Vorbehalten bleiben. 

Zu Artikel I Ziffer 5 
Die Fälligkeitstermine für die Grundsteuer sind 
zuletzt anläßlich der Währungsreform verändert 
worden. Die wirtschaftlichen Verhältnisse haben 
sich inzwischen soweit normalisiert, daß eine 
Rückkehr zu der ursprünglich im Grundgesetz 
vorgesehenen Regelung möglich ist. Hiernach 
haben die Gemeinden die Wahl zwischen einer 
monatlichen und einer vierteljährlichen Erhebung. 
Hinsichtlich der Kleinbeträge, bei denen eine ab- 
weichende Regelung erforderlich ist, ist eine Ver- 
doppelung der im Gesetz vorgesehenen Beträge 
zweckmäßig. Dann kann die bisherige Sonder- 
regelung über eine Vierteljahreszahlung eines 
Kleinbetrages wegfallen. 

Durch die Neufassung des § 22 wird die Verord- 
nung des Reichsministers der Finanzen und des 
Reichsministers des Innern über die Fälligkeit der 
Grundsteuer vom 20. April 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 267) aufgehoben. 

Zu Artikel I Ziffer 6 
Die Zuständigkeitsübertragung zur Festsetzung des 
Ersatzbetrages ergibt sich aus der veränderten ver- 
fassungsrechtlichen Stellung der Länder. Zur 
Wahrung der Einheitlichkeit erscheint es ange- 
bracht, die Änderung und Ergänzung der in §§ 49 
bis 54 der Durchführungsverordnung enthaltenen 
Vorschriften einer Rechtsverordnung der Bundes- 
regierung vorzubehalten. 
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Zu Artikel I Ziffer 7 
Durch den § 26 a werden diejenigen bisher in den 
Grundsteüerbilligkeitsrichtlinien geregelten Erlaß- 
tatbestände in das Grundstcuergesctz übernom- 
men, die gegenwärtig noch Bedeutung haben. 

Alle in das Grundsteuergesetz nicht übernomme- 
nen, bisher in den Grundsteuerbilligkeitsrichtlinicn 
geregelten Erlaßtatbeständc fallen fort. Für Er- 
tragsminderungen ist in Zukunft, sofern nicht einer 
der in den § 26 a übernommenen Tatbestände vor- 
licgt, keine allgemeine Regelung vorgesehen. Unter 
den gegenwärtigen Verhältnissen sind Steuer- 
erleichterungen für leerstehenden Wohnraum und 
leerstehende gewerblich genutzte Räume nicht 
mehr gerechtfertigt. In Härtefällen bleibt es dem 
Ermessen der Gemeinden überlassen, im Rahmen 
ihrer allgemeinen Erlaßbefugnis aus Billigkeits- 
erwägungen Abhilfe zu schaffen. 

Für eine Übergangszeit ist noch eine weitere Erlaß- 
möglichkeit für Trümmergrundstücke vorgesehen 
(vgl. Artikel III Absatz 3). 

Zu Artikel I Ziffer 8 
Das Reich hatte durch § 29 die Grundsteuer für 
neu errichtete Arbeiterwohnstätten auf 20 Jahre 
übernommen, letztmalig für solche, die bis zum 
31. März 1945 bezugsfertig geworden sind. Diese 
Grundsteuerbeihilfen müssen bis zum Ablauf der 
20 Jahre weiter gewährt werden. Die Aufgaben 
zur Förderung des Wohnungsbaues sind auf die 
Länder übergegangen. 

Zu Artikel I Ziffer 9 

Die Vorschrift trägt der neuen staatsrechtlichen 

Lage Rechnung. 

Zu Artikel II 

Durchführungsvorschriften zu dem Grundsteuer- 
gesetz sind bisher in zwei Verordnungen zur 
Durchführung des Grundsteuergesetzes für den 
ersten Hauptveranlagungszcitraum erlassen wor- 
den. Die Ermächtigung bezweckt, an diesen Vor- 
schriften Änderungen und Ergänzungen vorneh- 
men zu können. Dabei muß berücksichtigt werden, 
daß gesetzliche Vorschriften über die Grundsteuer 
nicht bloß in dem Grundsteuergesetz, sondern auch 
in dem Ersten Wohnungsbaugesetz enthalten sind. 

Zu Artikel III 

Durch das Wirtschaftsratsgesetz vom 10. März 
1949 und entsprechende Gesetze der Länder der 
französischen Bcsatzungszonc sind Fortschreibun- 
gen und Nachfcststellungen von Einheitswerten 
des Grundbesitzes auf den 21. Juni 1948 ange- 
ordnet worden. Die Übernahme dieser Fortschrei- 
bungen und Nachfeststellungen für die Grund- 
steuer ist geboten. Das Gesetz vom 10, März 1949 
und die Ländergesetze enthalten zwei Tatbestände. 


Abschnitt I regelt die Fortschreibung der Einheits- 
werte des kriegszerstörten und kriegsbeschädigten 
Grundbesitzes, Abschnitt II die Fortschreibung der 
Einheitswerte des Grundbesitzes in anderen Fällen 
und Nachfeststellungen von Einheitswerten. 

Mit der Übernahme der die Kriegssachschäden und 
die Sachschäden infolge von Maßnahmen der Be- 
satzungsmächte, insbesondere von Demontagen und 
Restitutionen, berücksichtigenden Wertfortschrei- 
bungen für die Grundsteuer entfällt die Notwen- 
digkeit eines Grundsteuererlasses wegen dieser 
Schäden im Billigkeitswege. 

Da die Fortschreibung der Einheitswerte erst im 
Laufe des Kalenderjahres 1950 erfolgt, erscheint es 
unbillig, die Fortschreibungsveranlagungen bei 
Kriegsschäden usw., obwohl sie auf den 21. Juni 

1948 abgestellt sind, schon für das Rechnungsjahr 

1949 der Grundsteuer zugrunde zu legen, für das 
in den meisten Fällen bereits Erlaß der Grund- 
steuer im Rahmen der Billigkeitsrichtlinien bewil- 
ligt worden ist. Die Grundsteuer soll nach den 
neuen Werten erstmalig für das Rechnungsjahr 

1950 erhoben werden. 

Anders liegt der Sachverhalt hinsichtlich der im 
Abschnitt II des Gesetzes vom 10. März 1949 und 
in den entsprechenden Landesgesetzen geregelten 
Tatbestände. Hier handelt es sich um Fortschrei- 
bungen von Einheitswerten oder Nachfeststellun- 
gen von Einheitswerten, deren Voraussetzungen 
bis zum 20. Juni 1948 Vorgelegen haben müssen. 
Nach den §§ 14 und 15 des Grundstcuergesetzes 
würden im Laufe des Kalenderjahres 1948 verur- 
sachte Fortschreibungen lind Nachfcststellungen 
auf den 1. Januar 1949, als dem nach dem Rcichs- 
bewertungsgesetz maßgebenden Fortschreibungs- 
bzw. Nachfeststellungszeitpunkt abzustellen ge- 
wesen sein. Die Steuerpflicht hätte dann nach § 14 
Absatz 2 bzw. § 15 Absatz 2 mit dem Rechnungs- 
jahr 1949 begonnen. Daran ist in den Fällen des 
Abschnittes II für die auf den 21. Tuni 1948 abge- 
stellten Fortschreibungs- und Nachveranlagungen 
festzuhalten. 

Absatz 3 sieht eine Übergangslösung für Grund- 
stücke vor, deren Gebäude zerstört oder demon- 
tiert sind. Nach den Billigkeitsrichtlinien ist die 
Steuer, soweit kein Nutzen gezogen wird, zu er- 
lassen. Bei der Wertfortschreibung auf den 21. Juni 
1948 wird für solche Grundstücke ein neuer Ein- 
heitswert festgestellt, der den Anteil des Grund 
und Bodens umfaßt. Dieser Einheitswert wird der 
Grundsteuerveranlagung zugrunde gelegt. Es ist 
also im Gegensatz zu früher eine Grundsteuer zu 
zahlen. Für eine kurze Übergangszeit soll die 
Steuer noch erlassen werden. Es ist aber mit Rück- 
sicht auf die Aufwendung erheblicher öffentlicher 
Mittel für die Trümmerräumung nicht möglich, 
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diesen Erlaß auf die Dauer zu gewähren. Ausge- 
schlossen soll der Erlaß werden, soweit Nutzungen 
aus dem Grundstück gezogen werden, oder gegen- 
über dem Erwerber eines Grundstücks, soweit der 
Erwerb nicht für Zwecke des Wiederaufbaus statt- 
findet. 

Absatz 4 betrifft den Neuhausbesitz. § 28 des 
Grundsteuergesetzes hat für eine gewisse Zeit noch 
Befreiungen für den früheren älteren, mittleren 
und neuesten Neuhausbesitz aufrecht erhalten. Die 
Zeiträume, für die die Befreiungen vorgesehen 
waren, sind längst abgelaufen, zuletzt am 31. März 
1944 für die Eigenheime des sog. neuesten Neu- 
hausbesitzes. § 28 ist infolgedessen gegenstandslos 
geworden. 

Durch die Durchführungsverordnung (§ 58) ist 
dem Neuhausbesitz über das Gesetz hinaus inso- 
fern eine Vergünstigung eingeräumt worden, als er 
noch von einem Viertel der Grundsteuer befreit 
geblieben ist. Diese Vergünstigung ist darüber noch 
hinaus durch Erlaß des früheren Reichsministers 
der Finanzen vom 5. Oktober 1943 (RStBl. S. 718) 
auf die Eigenheime des neuesten Neuhausbesitzes 
ausgedehnt worden. Die Vergünstigung sollte nach 
§ 58 Absatz 3 letztmalig für das Rechnungsjahr 
gelten, das dem nächsten Hauptfeststellungszeit- 
punkt für die Einheitsbewertung des Grundbesitzes 
folgt. Infolge der Kriegs- und Nachkriegsverhält- 
nisse ist die nächste Hauptfeststellung der Einheits- 
werte des Grundbesitzes bis auf weiteres hinaus- 
geschoben worden (§ 1 Absatz 2 der Durchfüh- 
rungsverordnung zum Reichsbewertungsgesetz). 
Normalerweise wäre zum 1. Januar 1941 oder spä- 
testens 1942 mit der Hauptfeststellung zu rechnen 
gewesen. Infolge der Hinausschiebung ist die Zeit- 
spanne, in der der Neuhausbesitz die Vergünsti- 
gung genießt, wesentlich weiter ausgedehnt wor- 
den, als jemals gedacht war. 

In den Ländern Baden, Rheinland-Pfalz, Württem- 
berg-Baden und Württemberg-Hohenzollern ist 
die Vergünstigung auf Grund von Anordnungen 
der Landesregierungen seit dem 1. April 1946 be- 
seitigt worden. 

Der Arbeitsstab Gemeindesteuern hat vorgeschla- 
gen, die Vergünstigung nunmehr im ganzen Bun- 
desgebiet zu streichen. Es bestehe kein Anlaß, die 
Steuervergünstigungen, deren Voraussetzungen in- 
zwischen fortgefallen seien, weiter zu gewähren. 
Gegen diesen Vorschlag ist eingewendet worden, 


daß die Ermäßigung der Grundsteuer bei der Er- 
rechnung der Mieten einkalkuliert worden sei und 
eine Erhöhung der Grundsteuer zu einer Miet- 
erhöhung für die betroffenen Neubauten von etwa 
4 % führen werde. Die Grundsteuer dürfe solange 
nicht geändert werden, als sie auf den bisherigen 
Einheitswerten beruhe. 

Diesen Einwendungen stehen die Erfahrungen in 
den Ländern gegenüber, in denen die Vergünsti- 
gung schon beseitigt worden ist. Die Beseitigung 
ist dort reibungslos und ohne Mieterhöhung vor 
sich gegangen. Allerdings ist dabei zu bedenken, 
daß der Zeitpunkt der Beseitigung im Jahre 1946 
günstiger lag als jetzt. In der Reichsmark-Zeit 
konnte die Erhöhung der Grundsteuer leichter 
überwunden werden. Heute dagegen erscheint es 
nicht angebracht, eine Maßnahme durchzuführen, 
die eine Mieterhöhung zur Folge haben kann und 
dadurch weite Kreise der minderbemittelten Be- 
völkerung belasten würde. Außerdem würde ge- 
rade jetzt zu einer Zeit, in der die Förderung des 
Wohnungsbaues im Vordergrund des Interesses 
steht, eine Beseitigung einer früher für Neubauten 
gewährten Vergünstigung nicht sehr günstig 
wirken. 

In den Ländern, in denen die Vergünstigung be- 
reits beseitigt ist, muß es bei dem bestehenden Zu- 
stand verbleiben. Um eine Änderung zu verhin- 
dern, muß durch Bundesgesetz ausdrücklich ange- 
ordnet werden, daß die aufhebenden Anordnungen 
in diesen Ländern weiter in Kraft bleiben. Dadurch 
wird zwar die Gleichmäßigkeit der Besteuerung 
innerhalb des Bundesgebietes gestört. Unter den 
obwaltenden Umständen bleibt aber nichts anderes 
übrig, als sich damit abzufinden. 

Zu Artikel IV 

Eine Änderung materiell-rechtlicher Vorschriften 
des Grundsteuerrechts mitten im Veranlagungsjahr 
ist unzweckmäßig. 

Artikel I Ziffern 1 (Änderung der Befreiungsvor- 
schriften) und 7 (Erlaß der Grundsteuer) und Ar- 
tikel III Absatz 3 sollen daher erstmalig auf die 
Grundsteuer für das Rechnungsjahr 1950 ange- 
wendet werden. Die Vorschriften über die Fällig- 
keit können erst vom Rechnungsjahr 1951 ab an- 
gewendet werden. Die erstmalige Anwendung der 
Vorschriften des Artikels III Absätze 1 und 2 er- 
gibt sich aus diesen Vorschriften selbst, wird aber 
in Artikel IV nochmals hervorgehoben. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES DEUTSCHEN BUNDESRATES 


Bonn, den 17, November 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 

Mit Bezug auf das Schreiben vom 7. November 1950 - BK 2018/ 
50 III - beehre ich mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundesrat 
in seiner 40, Sitzung am 17. November 1950 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Grundsteuergesetzes 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

In Vertretung 
Wohieb 
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Änderungen 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundsteuergesetzes 


1. In Artikel I Ziffer 1 Buchstabe f sind 

a) hinter den Worten: . . ein Gemeinde- 

verband . . die Worte: „. . . einer 
sonstigen öffentlich-rechtlichen Körper- 
schaft . . .“ 

b) zur Klarstellung im letzten Satz hinter den 
Worten: „eine Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts“ die Worte: „oder eine der 
in Satz 2 bezeichneten Personenvereinigun- 
gen“ hinzuzufügen. 

Begründung (zu 1 a): 

Im Bereich der Landwirtschaft werden 
Schulen auch von öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften z. B. Landwirtschafts- 
kammern, unterhalten. 

2. Artikel I Ziffer 2 Buchstabe a erhält zur Klar- 
stellung folgende Fassung: 

„a) in Jugendherbergen, Jugendsportheimen und 
Freizeitlagern für Jugendliche“. 

3. Artikel I Ziffer 3 erhält folgende Fassung: 

„In § 20 werden 

a) die Worte: „Der Reichsminister der Finan- 
zen und der Reichsminister des Innern kön- 
nen bestimmen“ durch die Worte ersetzt: 
„Die Landesregierung kann bestimmen“; 

b) Satz 2 wird gestrichen.“ 

Begründung: 

Die Materie gehört zur Zuständigkeit der 
Länder. Der Bund ist an ihr nicht inter- 
essiert. 

4. Tn Artikel I Ziffer 4 werden die Worte: „durch 
Rechtsverordnung“ gestrichen, da ein ein- 
facher Erlaß für ausreichend gehalten wird. 

5. In Artikel I Ziffer 5 werden im Absatz 2 des 
§ 22 neuer Fassung die Worte: „mit Geneh- 
migung der Aufsichtsbehörde“ gestrichen. 

Begründung: 

Bei abweichender Feststellung der Fällig- 
keitstermine erscheint die Zustimmung 
der Aufsichtsbehörde nicht erforderlich, 
da kein staatliches Interesse vorliegt. 


6. In Artikel I Ziffer 6 wird der 2. Satz des neu- 
gefaßten Absatzes 2 von § 26 gestrichen, weil 
Durchführungsbestimmungen des Bundes 
nicht erforderlich sind. 

7. In Artikel I ist nach Ziffer 7 folgende Zif- 
fer 7 a einzufügen: 7 a. Hinter § 27 wird ein 
neuer § 27 a eingefügt: 

„Die Landesregierung' kann Siedlerstellen, 
die auf Grund des Reichssiedlungsgesetzes 
und der Bodenreformgesetze der Länder 
gegründet sind und land- und forstwirt- 
schaftliche Grundstücke, die auf Grund des 
Flüchtlingssiedlungsgesetzes der Existenz- 
gründung von Heimatvertriebenen dienen, 
ganz oder teilweise von der Grundsteuer 
befreien.“ 

Begründung: 

Die aufgeführten Betriebe haben mit be- 
sonderen wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
zu kämpfen. Daher ist es angebracht, die 
Landesregierungen zu ermächtigen, diese 
gegebenenfalls ganz oder teilweise von 
der Grundsteuer zu befreien. 

8. In Artikel I Ziffer 8 wird im % 29 Absatz 1 
das Wort „Reich“ durch das Wort „Bund“ 
ersetzt. 

9. In Artikel II Ziffer 1 sind die Worte: „der 
§§ 7 bis 10 des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
vom 24. April 1950 (BGBl. S. 83) und dieses 
Gesetzes“ und „und zur Beseitigung von Un- 
billigkeiten in Härtefällen“ sowie die Buch- 
staben f, g und i und in Ziffer 2 „§ 20 und 
§ 26 Absatz 2“ zu streichen. 

Begründung: 

Dafür werden Durchführungsbestimmun- 
gen von der Bundesregierung nicht für 
erforderlich gehalten. 

10. Artikel IV Absatz 2 erhält folgenden Wort- 
laut: 

„Es sind anzuwenden: 

1. Artikel III Absatz 1 und Absatz 2 Buch- 
stabe b ab dem Rechnungsjahr 1949; 
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2. Artikel I Ziffer 1 und 2 und Artikel III 
Absatz 2 Buchstabe a und Absatz 3 ab dem 
Rechnungsjahr 1950; 

3. die übrigen Bestimmungen des Gesetzes ab 
dem Rechnungsjahr 1951." 

Begründung: 9 
Es ist zweckmäßig, daß das Gesetz nur 
insoweit rückwirkend angewendet wird, 
als eine bereits bestehende Übung gesetz- 
lich zu untermauern ist. 


11. Artikel IV Absatz 3 erhält folgenden Wort- 
laut: 

„Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1951 in 
Kraft." 

Begründung: 

Die Inkraftsetzung dieses Gesetzes am 
1. Januar 1951 ist erforderlich, um die 
zur Durchführung des Gesetzes notwen- 
digen Bestimmungen vor dem 1. April 
1951 erlassen zu können. 
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Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung eines Grundsteuergesetzes 


1. Den Vorschlägen zu 1 a und b, 2, 5, 10 und 
11 wird zugestimmt, zu b 1 mit der Maßgabe, 
daß es sich nicht um eine Klarstellung, sondern 
um eine — geringfügige — Erweiterung der 
Befreiungsvorschrift handelt und zu 11 mit der 
Maßgabe, daß die Fassung lauten muß: „Dieses 
Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1951 
in Kraft". 

2. Den übrigen Vorschlägen kann nicht zuge- 
stimmt werden. 

Dazu ist im einzelnen zu bemerken: 
a) zu Punkt 3 

Bei dem in § 20 bezeichneten Steueraus- 
gleich handelt es sich um ein Verfahren, das 
für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
an die Stelle der Zerlegung treten und für 
die große Masse die Zerlegung entbehrlich 
machen soll. Das Verfahren ist aus der 
Praxis heraus entwickelt worden. Es ist er- 
forderlich, daß darüber einheitliche Vor- 
schriften im Bundesgebiet bestehen, wie sie 
in §§ 37 bis 48 der Durchführungsverord- 
nung enthalten sind. Diese Vorschriften 
halten sich im Bereich der konkurrierenden 
Gesetzgebung und sind Bundesrecht ge- 
worden (Artikel 125 GG). Die Vorschriften 
über die Zerlegung und infolgedessen auch 
die über den Steuerausgleich sind Teile des 
materiellen Steuerrechts, die im einzelnen 
Fall die Höhe der Grundsteuer beeinflussen 
und zur Wahrung der Rechtseinheit ein- 
heitlich sein müssen (vgl. Artikel 72 Absatz 2 
Ziffer 3 GG). Außerdem wären einseitige 
Regelungen durch die Länder geeignet, in 
solchen Fällen, in denen an den Landes- 
grenzen andere Länder beteiligt sind, die 
Interessen dieser Länder zu beeinträchtigen 
(vgl. Artikel 72 Absatz 2 Ziffer 2 GG). 
Würde man sich den Standpunkt des 
Bundesrates zu eigen machen, so müßten die 
in der Praxis bewährten §§ 37 bis 48 der 
Durchführungsverordnung gestrichen wer- 
den mit der Wirkung, daß doch noch nach 
ihnen verfahren würde, soweit ein Land 
nicht ausdrücklich das Gegenteil anordnet. 


Die im Entwurf der Bundesregierung vor- 
gesehene Änderung soll nur die Möglichkeit 
schaffen, daß erforderlichenfalls Änderun- 
gen an den §§ 37 bis 48 der Durchführungs- 
verordnung vorgenommen werden können. 
Das kann nur einheitlich durch die Bundes- 
regierung geschehen, wobei die Belange der 
Länder durch die Einschaltung des Bundes- 
rates gewahrt werden. 

Wenn man der Auffassung des Bundes- 
rates folgen wollte, müßte die Fassung 
lauten: „Die Landesregierung kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen“, da 

a) es sich um eine Ermächtigung zu einer 
materiell-rechtlichen Änderung handelt 
(vgl. § 19 GrStG); diese Änderung kann 
nur durch Gesetz oder (ermächtigte) 
Rechtsverordnung vorgenommen wer- 
den; 

b) die Landesregierung durch Bundesgesetz 
nur zum Erlaß von Rechtsverordnun- 
gen im Rahmen des Artikels 80 Absatz 1 
GG ermächtigt werden kann. Im übrigen 
bestimmen sich die Rechte der Landes- 
regierung nach Landesrecht; es müßte 
also andernfalls heißen: „Die Länder 
können bestimmen“. 

b) zu Punkt 4 

Der Zusatz „durch Rechts Verordnung“ 
entspricht dem Art. 80 GG, wonach durch 
Gesetz Ermächtigungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen erteilt werden können. 
Ebenso wie im Entwurf bei Ermächtigun- 
gen an die Bundesregierung der Charakter 
der Rechtsverordnung ausdrücklich hervor- 
gehoben ist, muß dies aus den zu Punkt 3 
hervorgehobenen Gründen auch gegenüber 
der Landesregierung geschehen. Der An- 
sicht, daß ein einfacher Erlaß genügt, kann 
nicht zugestimmt werden, da es sich auch 
hier um eine Änderung des materiellen 
Rechts handelt, die nicht durch Erlaß vor- 
genommen werden kann. 


16 



c) zu Punkt 6 

Der Ersatzbetrag des § 26 tritt für kleine 
Gemeinden mit umfangreichem steuer- 
freiem Grundbesitz an die Stelle der Grund- 
steuer. Seine Regelung ist ein Teil des 
materiellen Rechts. Es müssen einheitliche 
Grundsätze für das Bundesgebiet bestehen. 
Diese sind auf Grund der Ermächtigung des 
§ 26 in §§ 49 bis 54 der Durchführungs- 
verordnung enthalten und Bundesrecht ge- 
worden. Es muß die Möglichkeit bestehen, 
daran erforderlichenfalls Änderungen vor- 
zunehmen. Um diese Möglichkeit zu schaf- 
fen, ist der Satz 2 erforderlich. 

d) zu Punkt 7 

Die Förderungsbedürftigkeit der Siedler- 
stellen und der anderen in dem Vorschlag 
genannten land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebe (statt des Wortes „Grundstücke“ 
müßte der Ausdruck „Betriebe“ stehen) 
wird nicht verkannt. Für eine Förderung 
erscheint aber die Befreiung von der 
Grundsteuer nicht als der richtige Weg. Die 
Grundsteuer gehört zu den laufenden Un- 
kosten des Betriebes, an deren Bezahlung 
sich der Siedler gewöhnen muß. Eine Be- 
freiung von der Grundsteuer würde zu 
einer Täuschung über die wirtschaftliche 
Tragfähigkeit der Siedlung führen. An- 
dererseits sind die Gemeinden auf die 
Grundsteuer angewiesen und können den 
Ausfall nicht ohne Ersatzleistung tragen. 

e) zu Punkt 8 

Nach dem Vorschlag des Bundesrates soll 
die Vergünstigung für Arbeiterwohnstätten 
aus Bundesmitteln finanziert werden. 

Die Frage, ob der Bund als Rechtsnach- 
folger des Reichs anzusehen ist, kann in 
diesem Zusammenhang dahingestellt blei- 
ben. Die Erträge der Grundsteuer fließen 
nach Artikel 106 Absatz 2 GG den Ländern 
und nach Maßgabe der Landesgesetzgebung 
den Gemeinden zu. Es würde mit dieser 
grundgesetzlichen Regelung nicht vereinbar 
sein, wenn der Bund Ausfälle an Grund- 
steuer, die durch Maßnahmen des Gesetz- 
gebers oder durch Verwaltungsanordnun- 
gen entstehen, erstatten sollte. Die bei der 
Realsteuerreform des Jahres 1936 getroffene 
Regelung ist unter anderen staatsrechtlichen 
Voraussetzungen zustande gekommen; ins- 
besondere fehlte es damals an einer ver- 
fassungsrechtlichen Trennung der Ertrags- 
hoheit des Reiches und der Ertragshoheit 
der Länder. 


Daraus, daß dem Bunde die konkurrie- 
rende Gesetzgebung auf dem Gebiete der 
Realsteuern und des Wohnungs- und Sied- 
lungswesens unter den Voraussetzungen des 
Artikels 72 Absatz 2 GG zusteht, und daß 
der Bund von diesem Gesetzgebungsrecht 
Gebrauch macht, können Folgerungen für 
die Verteilung der finanziellen Lasten zwi- 
schen Bund und Ländern nicht gezogen 
werden. Gesetzgebungskompetenz und La- 
stenverteilung sind begrifflich und finanz- 
verfassungsrechtlich voneinander zu tren- 
nen. Daraus, daß in Bundesgesetzen, u. a. 
in dem Ersten Wohnungsbaugesetz vom 
24. April 1950 — BGBL S. 83 — Steuer- 
vergünstigungen auf dem Gebiete der 
Grundsteuer vorgesehen sind, oder daß auf 
Grund b und es rechtlich er Vorschriften, ins- 
besondere des Preisgesetzes und der von 
diesem aufrechterhaltenen mietpreisrecht- 
lichen Bestimmungen, das Aufkommen der 
Grundsteuer beeinflußt wird, ergibt sich 
keinesfalls eine Lastenverlagerung auf den 
Bund. Der Wohnungsbau bleibt auch bei 
einer Förderung durch Bundesmittel des 
außerordentlichen Fiaushalts nach Artikel 30 
und 83 des Grundgesetzes eine Aufgabe der 
Länder. Der Bundesrat selbst hat — ins- 
besondere bei der Verabschiedung des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes und bei seiner 
Stellungnahme zum Bundeshaushalt 1950 
(vgl. die Bemerkungen des Bundesrates 
vom 6. Oktober 1950 zu Einzelplan XIV 
Nr. II 4) — den Wohnungsbau als eine 
primär den Ländern vorbehaltene Aufgabe 
erklärt. Steht damit die Verwaltungsver- 
antwortung der Länder fest, so ergibt sich 
daraus folgerichtig ihre Finanzverantwor- 
tung. Sie erstreckt sich auch auf die Grund- 
steuerbeihilfen. Die Auffassung des Bundes- 
rates ist aus diesen Gründen finanzverfas- 
sungsrechtlich nicht haltbar, 

f) zu Punkt 9 

Der Streichung der Worte „der §§ 7 bis 
10 des Ersten Wohnungsbaugesetzes vom 
24. April 1950 (BGBl. S. 83)“ und „und 
zur Beseitigung von Unbilligkeiten in 
Härtefällen“ wird zugestimmt. Auch eine 
Streichung des Buchstaben i begegnet keinen 
Bedenken. Dagegen müssen die Buchstaben 
f und g bestehen bleiben. Über die Zer- 
legung und den Steuerausgleich sind Vor- 
schriften in der Durchführungsverordnung 
enthalten. Es muß die Möglichkeit be- 
stehen, daran Änderungen vorzunehmen. 
Die Worte „und dieses Gesetzes“ werden 
zweckmäßig beibehalten. 
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